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Vorwort zur 6. Auflage

Ein Blick zurück

Vor gut 30 Jahren erschien die erste Auflage dieses Buches. Damals galt der ka-
meralistische Rechnungsstil in seiner 1974/75 erweiterten Form. Die Gewerbeka-
pitalsteuer (wie übrigens auch die Vermögensteuer) gab es noch und alle Statisti-
ken wiesen DM-Werte aus. In weiten Teilen Deutschlands waren die amtierenden 
Bürgermeister noch vom Rat gewählt und Sperrklauseln begrenzten die Zahl der 
Fraktionen/Gruppierungen in den Vertretungskörperschaften.

Die größte Herausforderung war Anfang der 90er Jahre die Integration der ost-
deutschen Kommunen in das geltende Finanzsystem. Für einige Gemeindesteu-
ern mussten fehlende Berechnungsgrundlagen – so für die Grundsteuer – durch 
Hilfswerte ersetzt werden. Die Verwaltungen dort mussten sich in ein ungewohn-
tes Rechnungswesen einarbeiten. In einiger Ferne lag noch das Konnexitätsprin-
zip, das seinen Ausgang mit einer Rede des damaligen Bundespräsidenten auf der 
Hauptversammlung des Deutschen Städtetages 1995 in Magdeburg nahm. 

Die Liberalisierung wichtiger Märkte der Daseinsvorsorge  – mit erheblichen 
Konsequenzen für viele kommunale Unternehmen  – war noch nicht erfolgt. 
Der demographische Wandel und die Nachhaltigkeit rückten erst allmählich ins 
kommunal(politische) Bewusstsein. Die Millennium oder später Sustainable De-
velopment Goals wurden erst wesentlich später zur Richtschnur für strategische 
Zielsetzungen; dass aus der Elektronischen Datenverarbeitung eine umfassende 
digitale Transformation bis hin zur Künstlichen Intelligenz entstehen würde, hat-
ten wohl selbst kühne Futuristen nicht vorhersehen können. Es ist also viel in 
Bezug auf kommunales Handeln im Allgemeinen und die kommunalen Finanzen 
im besonderem Maße geschehen …

Der Blick nach vorn

Seit Drucklegung der letzten Auflage haben sich zahlreiche Änderungen und He-
rausforderungen für die kommunale Finanzwirtschaft ergeben, so dass eine neue, 
aktualisierte und erweiterte Auflage geboten erschien. Hier seien nur einige zen-
trale Themen genannt: 

	– So war zwar Anfang 2019 eine grundlegende Reform der Grundsteuer 
absehbar. Die nun zum 1.1.2025 in Kraft getretenen Neuregelungen sind 
allerdings insoweit steuerpolitisches Neuland, als den Ländern die Option 
eingeräumt wurde, eigene gesetzliche Grundlagen zu schaffen – hiervon 
haben sie intensiv Gebrauch gemacht.
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	– Anfang 2020 nahm die COVID-19-Pandemie Deutschland in den Griff; als 
Reaktion wurden hybride Beratungsformate eingeführt und Sonderrege-
lungen für die Bewältigung der finanziellen Belastungen aus der Pandemie 
geschaffen.

	– 2021 machte die Insolvenz der Greensill-Bank Schlagzeilen; eine Reihe von 
Kommunen hatte bei dieser Bank liquide Mittel „geparkt“, deren nahezu 
kompletter Verlust drohte. In mehreren Prozessen haben die betroffenen 
Kommunen versucht, Intermediäre (Makler, Geschäftsbanken) in Haftung 
zu nehmen; die Prozesse sind noch immer nicht abgeschlossen.

	– 2022 begann der Krieg Russlands gegen die Ukraine; zahlreiche Menschen 
flüchteten aus dem bedrohten Land, in großer Zahl auch nach Deutschland. 
Das belastete die Kommunen im Hinblick auf die Unterbringung, die Inte-
gration und natürlich den Lebensunterhalt der Flüchtlinge. Auch für diese 
Herausforderung gab es Sonderregelungen.

	– Mit dem Online-Zugangsgesetz sollte zum 1.1.2023 die Digitalisierung in der 
Verwaltung einen großen Schritt vorangebracht werden; das ist nur begrenzt 
gelungen. Die Digitalisierung bleibt jedoch auch danach eine vorrangige 
Aufgabe der Verwaltungsmodernisierung. Die Schaffung eines eigenen Digi-
talministeriums auf Bundesebene in der neuen Legislaturperiode soll diesen 
Anspruch untermauern.

	– 2024 schlossen die Kommunalhaushalte mit einem historisch hohen Finan-
zierungsdefizit von 24 Mrd. Euro ab; im Folgejahr stieg es auf 32 Mrd. Euro. 
Das führte zu Forderungen, die Kommunalfinanzen auf eine langfristig 
tragfähige Basis zu stellen. Der Koalitionsvertrag der neuen Bundesregie-
rung enthält zwar hierzu eine vage Absichtserklärung. Ob und wann es zu 
entsprechenden Schritten kommt, ist allerdings völlig offen.

	– 2025 wurde ein neues Sondervermögen „Infrastruktur“ vom Bund geschaf-
fen, das 100 Mrd. Euro für Länder und Kommunen, verteilt auf 12 Jahre, 
vorsieht. Die den Kommunen zufließenden Mittel stellen eine große Chance 
zur Modernisierung der Infrastruktur dar, werfen aber auch zahlreiche 
haushaltsrechtliche Fragen auf. Dazu zählt das Problem der Umsetzungsfä-
higkeit zusätzlicher Investitionen in den Kommunalverwaltungen; denn seit 
einigen Jahren unterschreitet das realisierte Investitionsvolumen die in den 
Haushalten geplante Höhe nicht unerheblich.

Der Blick auf das kommunale Umfeld hat sich in den letzten Jahren verändert. 
Im Zentrum steht die Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft. Der Be-
griff ist allerdings nicht scharf zu umreißen – er meint so unterschiedliche Dinge 
wie die Digitalisierung, den Klimawandel, die demographische Entwicklung, aber 
auch den Übergang von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft. Diese Phä-
nomene haben nicht nur Auswirkungen auf das kommunale Leistungsangebot, 
sondern betreffen den „Produktionsprozess“ in den Rat- und Kreishäusern. Sie 
sollen ihre Aktivitäten so planen und ausrichten, dass sie erwarteten, aber auch 
neuen Herausforderungen begegnen können („Resilienz“). 
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Diese Fragen werden in den Abschnitt zu Haushaltsgrundsätzen integriert, der 
damit deutlich erweitert wurde. Dazu gehören auch Gedanken zu ihrer Fortent-
wicklung und moderneren Interpretation. Dieser Teil enthält vor allem eigene 
Überlegungen, die als Input für eine intensivere Diskussion verstanden werden 
sollten. In den nachfolgenden Kapiteln werden allerdings die noch immer gelten-
den Begrifflichkeiten verwendet.

Gleichzeitig aber sollen die Kommunen ihre Leistungen auch nachhaltig im 
Sinne der Sustainable Development Goals erbringen. Verschiedene Kommunen 
haben sich daher auch zu einer Nachhaltigkeitsberichterstattung  – z. B. inner-
halb des Rechenschafts- oder Lageberichts – verpflichtet. Auch die Emission sog. 
„Green Bonds“ ist in dem Zusammenhang zu nennen.

Völlig neu gestaltet wurde das Kapitel zur Grundsteuer. Hier galt es vor allem 
die Vielfalt der in den Ländern sehr unterschiedlich gestalteten gesetzlichen Re-
gelungen zu dokumentieren und erste Auswirkungen zu beleuchten.

Eine interessante Fortentwicklung der Bürgerbeteiligung im Haushaltsverfah-
ren ist die – vor allem in den ostdeutschen Ländern zu findende – Institution von 
Bürgerbudgets; sie erlauben es den Bürgerinnen und Bürgern in gewissem Rah-
men selbst gestaltend mitzuwirken.

Einige technische Bemerkungen

Der früher übliche Begriff der Gemeindeordnung für die rechtlichen Grundlagen 
kommunalen Handelns ist in einer Reihe von Ländern durch neue Bezeichnun-
gen ersetzt worden. Daher wird im Buch allgemein von Kommunalverfassungen 
gesprochen. Dementsprechend wird auch an Stelle des (Gemeinde-)Rates von 
Kommunalvertretung oder -vertretungskörperschaft gesprochen. Da die meisten 
Vorschriften für Gemeinden und Gemeindeverbände gelten, wird in der Regel – 
soweit es sich nicht um Spezifika einer Gruppe handelt – der Begriff Kommune 
verwendet. War es früher üblich das Innenministerium als oberste Kommunal-
aufsicht zu bezeichnen, wird nun allgemeiner von dem „für die Kommunen zu-
ständige Ministerium“ gesprochen.

Verändert wurden die empirischen Darstellungen. Zum einen wurde auf die 
generelle Unterscheidung nach ost- und westdeutschen Ländern verzichtet. Sie 
wird nur dort erwähnt, wo (wie im Bereich der Einnahmen und deren Struktur) 
die Differenzierung sinnvoll erscheint. Zu Beginn wird das Schalenkonzept der 
amtlichen Statistik kurz vorgestellt, das für die Zuordnung ausgelagerter Bereiche 
maßgeblich ist. Ansonsten wurden die Daten soweit möglich aktualisiert. Bei Fer-
tigstellung des Manuskripts waren Daten für das Jahr 2025 noch nicht verfügbar.

Beibehalten wurde die Orientierung an den Rechtsgrundlagen in den Ländern 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Thüringen. Nordrhein-Westfalen hat 
inzwischen sehr viele Neuregelungen eingeführt, so dass die Darstellung sinn-
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voll erscheint. Rheinland-Pfalz kann als „klassisches“ Doppik-Land klassifiziert 
werden, während Thüringen auch noch die Verwendung der Kameralistik zu-
lässt. Dementsprechend gibt es dort auch parallele Vorschriften; verwiesen wird 
allerdings nur auf jene zum doppischen System. Die formale Grundstruktur des 
Buches wurde beibehalten. Dabei wurden die einzelnen Kapitel und Rechtsvor-
schriften aktualisiert und ggf. ergänzt.

Die Text beschränkt sich nicht auf eine reine Darstellung der rechtlichen Rah-
menbedingungen. Vielmehr werden Erfahrungen aus der Praxis, sei es aus ein-
zelnen Kommunen, aus Publikationen kommunalnaher Forschungsinstitutionen 
oder aus Ergebnissen der überörtlichen Prüfung genutzt. Sie sollen anregen, spe-
zifische Fragen vertiefend zu betrachten.

Der Verfasser dankt den Kolleginnen und Kollegen im finanzwissenschaftli-
chen Ausschuss des Vereins für Socialpolitik, in den Gremien der Kommunalen 
Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) und der Arbeitsge-
meinschaft für wirtschaftliche Verwaltung (AWV) sowie den Studierenden an der 
Universität Speyer und der Hochschule Koblenz für viele Anregungen und Kom-
mentare. Sehr aufschlussreich waren wie immer auch Gespräche mit aktiven und 
ehemaligen Verantwortlichen aus Kommunalverwaltung und -politik.

Die Verweise auf das Internet wurden im Rahmen der Schlussredaktion am 
28.3.2026 überprüft. Künstliche Intelligenz wurde für die Erstellung des Textes 
nicht verwendet. Wie immer bleibt der Verfasser für alle Fehler und Ungenauig-
keiten allein verantwortlich.

Mainz, im Sommer 2026
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